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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

mit groflen Schritten naht das
Jahresende. Eigentlich sind es
nur noch 7 Wochen, bis in der
KW 51 das Jahr arbeitstech-
nisch sein Ende findet. Gegen
Ende des Jahres h&ufen sich
denn auch immer die Fachver-
anstaltungen verschiedener
Institutionen. Vom Verband der
Immobilienverwalter in Gar-
misch Uber das Evangelische
Siedlungswerk in Fischen bis
hin zum Verwaltertag in Pots-
dam und einem Ausflug nach
Berlin (Viessmann) gab es in
den letzten Wochen mehr als
genug Termine.

Allgemeines
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Wir wollten uns nicht auch
noch an der Terminralley betei-
ligen und haben daher die Ver-
walterstammtische auf Novem-
ber gelegt.

Wir freuen uns auf die Riick-
kehr in den Paulaner, der wie-
der die gewohnten gemitlichen
Stammtische im Raum Sans
Souci, der jetzt Schloss Seehof
heil3t, ermoglicht.

Bitte achten Sie auf eine baldi-
ge Anmeldung, sobald lhnen
die Einladung vorliegt. Der
Paulaner ist in den Kapazitaten

Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssatze ab 2002:

nicht so groRRziigig ausgelegt,
wie die Nikolaischule.

Nach WEG-Novelle, Haus-
haltsnahe Dienstleistungen und
EnEV-Novelle haben wir uns
als viertes und letztes Thema in
diesem Jahr eine mietrechtliche
Fragestellung vorgenommen.

Mit Mangeln an der Bausub-
stanz und deren Konsequenzen
fir das Mietverhdltnis wollen
wir den Verwalteralltag még-
lichst praxisnah in rechtlicher
Hinsicht beleuchten.

Es graft herzlich
Ihr Anwalt

Heinz-G. Schultze

Zeitraum Basiszinssatz ~ Verzugszinssatz Verzugszinssatz fir Rechtsge-

% % schafte ohne Verbraucherbeteili-
gung %

1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57

1.7. bis 31.12.2002 2,47 7,47 10,47

1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97

1.7. bis 31.12.2003 1,22 6,22 9,22

1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14

1.7. bis 31.12.2004 1,13 6,13 9,13

1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21

1.7. bis 31.12.2005 1,17 6,17 9,17

1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37

1.7. bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95

1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7

1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19
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Der Gléaubiger kann nach dem
Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung  sowie  der
Mahnbescheid (§ 286 Abs. 1 S.
2 BGB).

Einer Mahnung bedarf es nicht,
wenn fiir die Leistung eine Zeit
nach dem Kalender bestimmt
ist, die Leistung an ein voraus-
gehendes Ereignis anknUpft,
der Schuldner die Leistung ver-
weigert oder besondere Griinde
den sofortigen Eintritt des Ver-
zugs rechtfertigen (§ 286 Abs.
2 BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt
Verzug spatestens 30 Tage

Immobilienrecht

Mietrecht
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nach Falligkeit und Zugang
einer Rechnung ein; dies gilt
gegeniber einem Schuldner,
der Verbraucher ist, allerdings
nur, wenn hierauf in der Rech-
nung besonders hingewiesen
wurde (8 286 Abs. 3 S. 1
BGB).

Im Streitfall muss allerdings
der Gl&ubiger den Zugang der
Rechnung (nétigenfalls auch
den darauf enthaltenen
Verbraucherhinweis) bzw. den
Zugang der Mahnung bewei-
sen.

Waihrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (8§ 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Ver-
zugszinssatz betragt fir das
Jahr funf Prozentpunkte bzw.
flr Rechtsgeschafte, an denen

Verbraucher nicht beteiligt
sind, acht Prozentpunkte (nur
bei Entgelten) Gber dem Basis-
zinssatz (8 288 Abs. 1 S. 2 bzw.
Abs. 2 BGB).

Der Basiszinssatz verdndert
sich zum 1. Januar und 1. Juli
eines jeden Jahres um die Pro-
zentpunkte, um welche die
BezugsgroRe seit der letzten
Verdnderung des Basiszins-
satzes gestiegen oder gefallen
ist. Bezugsgrole ist der Zins-
satz fur die jungste Hauptre-
finanzierungsoperation der
Europdischen Zentralbank vor
dem ersten Kalendertag des
betreffenden Halbjahres (§ 247
Abs. 1S. 2,3 BGB).

Bundesverfassungsgericht zur Darlegungslast bei Mietméangeln

Ein Mietrechtsstreit hat es ein-
mal wieder bis zum Bundesver-

fassungsgericht geschafft.
Schuld daran war das KG Ber-
lin, das den Gewerbemieter in
seinen verfassungsrechtlich
garantierten Anspruch auf wir-
kungsvollen Rechtsschutz be-
schnitten hatte.

Die Parteien stritten um die
Berechtigung einer vom Ge-
werbemieter ausgesprochenen
Mietminderung wegen Mén-
geln an der Mietsache im Rah-
men einer Mietzahlungsklage.

Das Landgericht berlicksich-
tigte dabei die Mietminderun-
gen des Gewerbemieters nur in
der Ho6he, in der sie vom Ver-
mieter zugestanden waren. Ge-
gen dieses Urteil legte der Mie-
ter Berufung zum KG ein.

Das KG machte sich eine 2002
in die ZPO eingefigte Neue-
rung der Justizentlastung zu-
nutze. Nach § 522 ZPO kann
das Berufungsgericht eine Be-
rufung durch Beschluss des
Senates zuruickweisen, wenn
kumulativ folgende Voraus-
setzungen vorliegen: die Be-
rufung darf keine Aussicht auf
Erfolg haben, die Rechtssache
darf keine grundsétzliche Be-
deutung haben und fir die
Fortbildung des Rechts oder zur
Sicherung einer einheitlichen
Rechtsprechung darf sie nicht
von Bedeutung sein. Das KG
verneinte alle Voraussetzungen
und wies die Berufung durch

Beschluss zuriick. Gegen die-
sen Beschluss gibt es keine
Rechtsmittel.

Der Weg zum Bundesver-
fassungsgericht steht dagegen
grundsatzlich  immer  offen.
Diese letzte Chance nutzte der
Gewerbemieter und rief das
Gericht mit einer Verfassungs-
beschwerde an. Er fihrte aus,
dass der Beschluss gegen das
Rechtsstaatsprinzip ~ verstole
und seinen hieraus abgeleiteten
Anspruch auf wirkungsvollen
Rechtsschutz verletze. Mit Be-
schluss vom 29.5.07 bestétigte
der erste Senat des Verfas-
sungsgerichtes diese Rechtsan-
sicht. Die 8 Karlsruher Richter
bestatigten die stadndige und
gefestigte Rechtsprechung des
BGH. Danach reicht fiir die
Verteidigung gegen Mietzins-
zahlungsanspriiche, dass kon-
krete Sachmangel dargelegt
wirden, die die Tauglichkeit
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Kommentar zu Text
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem
Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung
stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines
Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich.
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Kommentar zu Text
(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Verzug, wenn er nicht
innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen
Zahlungsaufstellung leistet; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher
ist, nur, wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung besonders
hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der Rechnung oder
Zahlungsaufstellung unsicher ist, kommt der Schuldner, der nicht Verbraucher ist,
spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Empfang der Gegenleistung in Verzug


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 288 Verzugszinsen *)
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt
für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, beträgt der
Zinssatz für Entgeltforderungen acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
(3) Der Gläubiger kann aus einem anderen Rechtsgrund höhere Zinsen verlangen.
(4) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen.



der Sache zum vertragsge-
méBRen Gebrauch beintrach-
tigen.

Im Gegensatz dazu verlangte
das KG, dass der Mieter auch
ausreichend Tatsachen vor-
tragen misse, aus denen sich
der Umfang der Gebrauchsbe-
eintrdchtigung ergébe. Angeb-
lich fehlte es mithin an einem
Vortrag, wann und weshalb im

Die funf Karlsruher Richter im
8. Zivilsenat trafen eine be-
achtliche  Entscheidung zur
Umstellung der Belieferung
von Warme und Warmwasser
von einer Zentralanlage im
Haus auf Fernwarme. (Urteil
vom 27.6.07 - VII ZR
202/06).

Der Mietvertrag sah hinsicht-
lich der Betriebskostenumlage
einen Verweis auf Anlage 3 zu
§ 27 der Il. Berechnungsver-
ordnung vor. Darin war (war,
weil seit 1.1.2004 gilt die Be-
triebskostenverordnung —mit im
Ergebnis gleichen Inhalt) unter
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Einzelnen durch die behaupte-
ten Mangel eine konkrete
Gebrauchsbeeintrachtigung
vorgelegen habe.

Damit setzte sich das KG (ber
entscheidungserhebliche

Grundsatze der BGH-Recht-
sprechung hinweg, so dass die
in § 522 ZPO formulierten
Voraussetzungen fur eine Zu-
rickweisung nicht vorlégen.

Leichter Wechsel zu Fernwarme

Ziff. 4b und 5c die zuldssige
Belieferung von Fernwarme
geregelt. Der BGH fiihrt aus:

,.Fur die Berechtigung zur Um-
legung von Betriebskosten ge-
nigt eine Verweisung im Miet-
vertrag auf die Anlage 3 zu §
27 Abs. 1 der Il. Berech-
nungsverordnung, sofern es
sich nicht um ,,sonstige Be-
triebskosten* im Sinne von Nr.
17 der Anlage 3 zu § 27 Abs. 1
I1. BV handelt.*

Héhere Anforderungen sah der
BGH fir die Umstellung nicht.
Auch die Umlage der in den

Der Karlsruher Senat flihrte
weiter aus, dass eine Rechts-
fortbildung in Fragen der
Mietminderung in der Be-
rufungsinstanz erfolgen konne.
Damit ldage eine der drei
Pflichtvoraussetzungen

(Rechtsfortbildung) vor, die
eine Zuruckweisung der Be-
rufung durch Beschluss nicht
zulieBen.  (Beschluss  vom
29.5.07, NZM 2007, 678)

Fernwérmegebihren enthalte-
nen  Verwaltungskosten wie
etwa der Unternehmergewinn
sah der BGH als umlagefahig
an.

Mdoglicherweise stellt die Ent-
scheidung einen Paradigmen-
wechsel dar, so dass alsbald
eine Entscheidung zur erleich-
terten Umstellung auf Warme-
contracting mdglich erscheint.
Immerhin ist nicht recht einzu-
sehen, warum der Fernwdarme-
lieferant ~ gegeniiber  dem
Contractor eine Bevorzugung
erhalten sollte.

Keine Mieterhéhungsfrist nach Modernisierung

Mit den Fristen, die der Ver-
mieter bei der Modernisierung
von Wohnraum zu beachten
hat, setzte sich die Entschei-
dung des BGH vom 19.9.2007
(VIlI_ZR 6/07 - Presserkla-
rung) auseinander. Zwei we-
sentliche Normen muss der
Vermieter bei der Modernisie-
rung von Wohnraum beachten.
In § 554 BGB ist geregelt, unter
welchen Voraussetzungen der
Mieter eine Modernisierungs-
malinahme dulden muss. Dazu
gehort etwa, dass der Vermieter
die daftr erforderlichen Bau-
mallnahmen mindestens 3 Mo-
nate vorher ankindigt. Nach §

559 BGB kann der Vermieter
fr bestimmte Modernisierun-
gen 11% der auf die Wohnung
entfallenden Baukosten auf die
Jahresmiete umlegen. Der Mie-
ter schuldet dann die erhohte
Miete mit Beginn des dritten
Monats, der auf die Mieterho-
hungserklarung folgt.

Ein Mieter in Munchen hatte
eine Modernisierungsankiindi-
gung von seinem Vermieter
erhalten. Er widersprach der
dem geplanten Aufzugsanbau
u.a. mit der richtigen Begrin-
dung, dass die normierte Drei-
monatsfrist nicht eingehalten

worden sei. Weiter passierte
aber nichts. Als der Aufzug in
Betrieb genommen wurde, 0-
bersandte der Vermieter dem
Mieter eine Mieterho-
hungserklédrung, wonach die
monatliche Miete um 107 €
steigen sollte. Der Mieter wei-
gerte sich die erhohte Miete zu
zahlen. Als Begriindung flhrte
er aus, die 3 Monatsfrist nach §
554 BGB (Duldung der Bau-
mallnahme) sei nicht ein-
gehalten worden; eine Mieter-
héhung nach § 559 BGB sei
daher ausgeschlossen. Diese
Rechtsfrage war durch die In-
stanzen hindurch streitig. Mit
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Kommentar zu Text
BGB § 554 Duldung von Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen
(1) Der Mieter hat Maßnahmen zu dulden, die zur Erhaltung der Mietsache erforderlich
sind.
(2) Maßnahmen zur Verbesserung der Mietsache, zur Einsparung von Energie oder Wasser
oder zur Schaffung neuen Wohnraums hat der Mieter zu dulden. Dies gilt nicht, wenn
die Maßnahme für ihn, seine Familie oder einen anderen Angehörigen seines Haushalts
eine Härte bedeuten würde, die auch unter Würdigung der berechtigten Interessen des
Vermieters und anderer Mieter in dem Gebäude nicht zu rechtfertigen ist. Dabei sind
insbesondere die vorzunehmenden Arbeiten, die baulichen Folgen, vorausgegangene
Aufwendungen des Mieters und die zu erwartende Mieterhöhung zu berücksichtigen. Die
zu erwartende Mieterhöhung ist nicht als Härte anzusehen, wenn die Mietsache
lediglich in einen Zustand versetzt wird, wie er allgemein üblich ist.
(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 hat der Vermieter dem Mieter spätestens drei
Monate vor Beginn der Maßnahme deren Art sowie voraussichtlichen Umfang und Beginn,
voraussichtliche Dauer und die zu erwartende Mieterhöhung in Textform mitzuteilen.
Der Mieter ist berechtigt, bis zum Ablauf des Monats, der auf den Zugang der
Mitteilung folgt, außerordentlich zum Ablauf des nächsten Monats zu kündigen. Diese
Vorschriften gelten nicht bei Maßnahmen, die nur mit einer unerheblichen Einwirkung
auf die vermieteten Räume verbunden sind und nur zu einer unerheblichen Mieterhöhung
führen.
(4) Aufwendungen, die der Mieter infolge einer Maßnahme nach Absatz 1 oder 2 Satz 1
machen musste, hat der Vermieter in angemessenem Umfang zu ersetzen. Auf Verlangen
hat er Vorschuss zu leisten.
(5) Eine zum Nachteil des Mieters von den Absätzen 2 bis 4 abweichende Vereinbarung
ist unwirksam.
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Kommentar zu Text
BGB § 559 Mieterhöhung bei Modernisierung
(1) Hat der Vermieter bauliche Maßnahmen durchgeführt, die den Gebrauchswert der
Mietsache nachhaltig erhöhen, die allgemeinen Wohnverhältnisse auf Dauer verbessern
oder nachhaltig Einsparungen von Energie oder Wasser bewirken (Modernisierung), oder
hat er andere bauliche Maßnahmen auf Grund von Umständen durchgeführt, die er nicht
zu vertreten hat, so kann er die jährliche Miete um 11 vom Hundert der für die
Wohnung aufgewendeten Kosten erhöhen.
(2) Sind die baulichen Maßnahmen für mehrere Wohnungen durchgeführt worden, so sind
die Kosten angemessen auf die einzelnen Wohnungen aufzuteilen.
(3) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.
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Kommentar zu Text
(2) Das Berufungsgericht weist die Berufung durch einstimmigen Beschluss unverzüglich
zurück, wenn es davon überzeugt ist, dass
1. die Berufung keine Aussicht auf Erfolg hat,
2. die Rechtssache keine grundsätzliche Bedeutung hat und
3. die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung
eine Entscheidung des Berufungsgerichts nicht erfordert.



Urteil vom 19.9.07 stellte der
BGH nun klar, dass die Nicht-
einhaltung der Frist in 8§ 554
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BGB dem Vermieter nicht das
Recht nehme, eine Mieter-
héhung zu erklaren, wenn die

Voraussetzungen im (brigen
(richtige  Berechnung usw.)
vorlagen.

Mieterh6hung bis zur ortsublichen Vergleichsmiete bei Bruttokaltmiete

Dem Problem der Berechnung
der Ausgangsmiete bei Mieter-
héhungserklarungen, wenn eine
Bruttokaltmiete vereinbart ist,
nahm sich der BGH in seinem
Urteil vom 10.10.2007 (VI
ZR 331/06 — Presseerklarung)
an.

Der Vermieter begehrte eine
Mieterh6éhung nach § 558 BGB
bis zur ortsublichen Ver-
gleichsmiete. Dabei bestand das
Problem, dass der Mietspiegel
der Stadt Diisseldorf auf Netto-
kaltmieten basiert. Der Miet-
vertrag sah dagegen vor, dass
nur die Heizkosten und die
Kosten der Be- und Ent-
waésserung sowie die Kabelge-
bihren abgerechnet wirden,
nicht jedoch die (brigen Be-

triebskosten. Der Vermieter
errechnete diese (brigen Be-
triebskosten und teilte dem
Mieter mit, dass diese 0,67
€/gm/Monat betriigen und rech-
nete sie heraus, um die Netto-
kaltmiete als Vergleichswert
zum Mietspiegel zu erhalten.

Das Amtsgericht sah diese
Vorgehensweise als zuldssig an
und gab dem Vermieter Recht.
Auf die Berufung des Mieters
hob das Landgericht Dusseldorf
die amtsgerichtliche Entschei-
dung auf. Die Berufungskam-
mer meinte, das Zustimmungs-
verlangen sei nicht hinreichend
begriindet und deshalb bereits
unwirksam, weil der Vermieter
den auf die Wohnung des Mie-
ters entfallenden  Betriebs-

kostenanteil fur den letzten
Abrechnungszeitraum nicht
konkret ausgewiesen habe.

Dem ist der BGH entgegen
getreten. Die Angabe eines
pauschalen Betriebskostanteils
im Mieterhéhungsverlangen
nehme der Erklarung nicht die
formale Wirksamkeit. Vielmehr
liege ein materieller Fehler vor.
In diesem Fall kam es zudem
hierauf nicht an, weil selbst die
erhéhte Bruttokaltmiete noch
unterhalb der ortsiiblichen Net-
tokaltmiete lag. Der BGH
konnte daher auch ohne Zu-

rickverweisung das  Beru-
fungsurteil  unter  Wieder-
herstellung des  AG-Urteils

aufheben und so den Vermieter
obsiegen lassen.

Keine Neuerungen zur Schénheitsreparaturklausel (Endrenovierungsklausel)

Laut Pressemeldungen hat der
BGH zwar weitere Urteile zur
Schonheitsreparaturklausel

geféllt; diese enthalten entge-
gen verschiedener Verlautba-
rungen jedoch keine spannen-
den Neuigkeiten. Die Darstel-
lung mag daher kurz ausfallen.
Der streitgegenstandliche Miet-
vertrag enthielt zu Schonheits-
reparaturen nur folgende Rege-
lung: "Bei Auszug ist die Woh-
nung fachgerecht renoviert
gem. Anlage zuruckzugeben.”
Der BGH entschied im Urteil
vom 12.9.07 (V11 ZR 316/06),
dass die Klausel unwirksam mit
der Folge sei, dass die Klager
zur Vornahme von Schdnheits-
reparaturen in dieser Wohnung
nicht verpflichtet seien. Als un-
eingeschrénkte Endreno-

vierungsverpflichtung ist die
Formularbestimmung  unwirk-
sam, weil sie den Mieter unan-
gemessen benachteilige (§ 307
Abs. 1 Satz 1 BGB). Der Bun-
desgerichtshof hat bereits wie-
derholt entschieden, dass eine
Regelung in einem vom Ver-
mieter verwandten Formular-
mietvertrag (ber Wohnraum
unwirksam sei, wenn sie den
Mieter verpflichtet, die Miet-
rdume bei Beendigung des
Mietverhdltnisses  unabhéngig
vom Zeitpunkt der Vornahme
der letzten  Schonheitsrepa-
raturen renoviert zu (ibergeben.
Danach benachteiligt eine End-
renovierungspflicht des Mie-
ters, die unabhéngig ist vom
Zeitpunkt der letzten Renovie-
rung sowie vom Zustand der

Wohnung bei seinem Auszug,
den Mieter auch dann unange-
messen, wenn ihn wahrend der
Dauer des Mietverhaltnisses
keine Verpflichtung zur Vor-
nahme von Schonheitsreparatu-
ren trifft. Denn sie verpflichtet
den Mieter, die Wohnung bei
Beendigung des Mietverhalt-
nisses auch dann zu renovieren,
wenn er dort nur kurze Zeit
gewohnt hat oder erst kurz zu-
vor (freiwillig) Schonheits-
reparaturen vorgenommen hat,
so dass bei einer Fortdauer des
Mietverhaltnisses fiir eine (er-
neute) Renovierung kein Bedarf
bestiinde. (Pressemitteilung des
BGH - Die Entscheidung lag
zur  Zeit des Redaktions-
schlusses noch nicht vor.)
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Kommentar zu Text
BGB § 558 Mieterhöhung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete
(1) Der Vermieter kann die Zustimmung zu einer Erhöhung der Miete bis zur
ortsüblichen Vergleichsmiete verlangen, wenn die Miete in dem Zeitpunkt, zu dem die
Erhöhung eintreten soll, seit 15 Monaten unverändert ist. Das Mieterhöhungsverlangen
kann frühestens ein Jahr nach der letzten Mieterhöhung geltend gemacht werden.
Erhöhungen nach den §§ 559 bis 560 werden nicht berücksichtigt.
(2) Die ortsübliche Vergleichsmiete wird gebildet aus den üblichen Entgelten, die in
der Gemeinde oder einer vergleichbaren Gemeinde für Wohnraum vergleichbarer Art,
Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage in den letzten vier Jahren vereinbart
oder, von Erhöhungen nach § 560 abgesehen, geändert worden sind. Ausgenommen ist
Wohnraum, bei dem die Miethöhe durch Gesetz oder im Zusammenhang mit einer
Förderzusage festgelegt worden ist
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Kommentar zu Text
BGB § 307 Inhaltskontrolle
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den
Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen
benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben,
dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.
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Neuerungen zur Schénheitsreparaturklausel

Gewisse Neuerungen zur recht-
lichen Einordnung von Schon-
heitsreparaturklauseln  brachte
die Entscheidung vom 26.9.07
(VI _ZR 143/06). Der Senat
setzt sich hier mit dem Problem
der sogenannten weichen Ab-
geltungsklauseln auseinander.
Zur Erinnerung: Zuerst hatte
der BGH entschieden, dass
starre Renovierungsklauseln
unwirksam sind, weil sie den
Mieter unangemessen
benachteiligen. Der  Mieter
musse nach diesen Klauseln
auch dann renovieren, wenn der
Abnutzungsgrad eine Renovie-
rung Uberhaupt nicht erforder-
lich mache. Damit wirde der
Vermieter mehr auf den Mieter
abwaélzen, als ihn selbst im
Rahmen der gesetzlich gebote-
nen Erhaltungspflicht der Miet-
sache zukomme. Wenig spater
entschied der BGH, dass Quo-
tenabgeltungsklauseln, die auf
starre Renovierungsfristen ver-
weisen, ihr Schicksal teilen und
auch nichtig sind. Schlieflich
wurde entschieden, dass Quo-
tenabgeltungsklauseln mit ei-
genen starren Fristen ebenfalls
nichtig sind  (Urteil vom
18.10.06, VIII ZR 52/06).

Im nunmehr zu entscheidenden
Fall hatte der Vermieter bereits
auf diese Rechtsprechung rea-
giert und eine ,,flexible Abgel-
tungsklausel” vereinbart und
scheiterte wegen Mehrdeutig-
keit dennoch. Sie sei unwirk-
sam, weil sie dem durch-
schnittlichen Mieter nicht hin-
reichend klar und verstandlich
mache, wie die Abgeltungs-
guote konkret zu berechnen ist,
und damit gegen das in § 307
Abs. 1 Satz 1 und 2 BGB nor-
mierte Transparenzgebot ver-
stolRe. Die Klausel lautete:

"Sind bei Beendigung des Miet-
vertrags die Schonheitsrepa-

raturen entsprechend Ziff. 2-4
nicht fallig, so zahlt der Mieter
an den Vermieter einen Kosten-
ersatz fir die seit der letzten
Durchfiihrung der Schonheits-
reparaturen erfolgte Abwohn-
zeit im Fristenzeitraum geman
Ziff. 2 bis 4 (Anmerkung: Fle-
xible Fristen), sofern nicht der
Mieter die  Schdnheitsrepa-
raturen durchfihrt oder sich
nicht der unmittelbar folgende
Nachmieter zur Durchfiihrung
von Schonheitsreparaturen
bereiterklart oder die Kosten
hierfir Gbernimmt.

Die Hohe dieses Kostenersatzes
wird anhand eines Kostenvor-
anschlages eines von den Ver-
tragsparteien ausgewahlten
Fachbetriebes des Malerhand-
werks Uber die Ublicherweise
bei der Renovierung der Miet-
raume anfallenden Schonheits-
reparaturen ermittelt. Sie ent-
spricht dem Verhaltnis der in
Ziff. 2 bis 4 festgesetzten Fris-
ten fir die Durchfihrung der
Schonheitsreparaturen und der
Wohndauer seit den zuletzt
durchgefiihrten  Schénheitsre-
paraturen."”

Die Regelung des Mietvertrags
ermdglichte bei der Berechnung
der Abgeltungsquote die zur
Vermeidung einer  unange-
messenen Benachteiligung des
Mieters gebotene Beriicksich-
tigung des tatsachlichen Erhal-
tungszustands der Wohnung.
Denn sie knopft ausdricklich
an die im Mietvertrag geregel-
ten Fristen fur die Durchfiih-
rung der Schonheitsreparaturen
an und erklart fir die Abgel-
tungsquote das Verhaltnis die-
ser Fristen zu der Wohndauer
seit den zuletzt durchgefiihrten
Schonheitsreparaturen fir mai-
geblich. Versteht man die Quo-
tenabgeltungsklausel dahin,
dass die bisherige Wohndauer

ins Verhéltnis zu setzen ist zu
der Zeit, nach der bei Fortdauer
des Mietverhéltnisses voraus-
sichtlich  eine  Renovierung
erforderlich sein wirde, sind
die Interessen des betreffenden
Mieters gewahrt. Endet das
Mietverhaltnis zum Beispiel
nach vier Jahren, hat aber der
Mieter die Wohnung nicht star-
ker abgenutzt, als es nach zwei
Jahren zu erwarten waére, be-
steht — ausgehend von einem
Ublichen Renovierungsintervall
von funf Jahren flir Wohnrau-
me — Renovierungsbedarf vor-
aussichtlich erst nach insgesamt
zehn Jahren. Werden dem Mie-
ter in diesem Fall 4/10 der Re-
novierungskosten auferlegt, hat
er nicht mehr zu leisten, als es
dem Grad seiner Abnutzung
entspricht (tatsachliche Wohn-
dauer/voraussichtlicher Reno-
vierungsbedarf).

Die verwendete Quotenabgel-
tungsklausel benachteilige den
Mieter aber deshalb unange-
messen, weil dem durch-
schnittlichen Mieter nicht hin-
reichend klar und versténdlich
werde, wie die Abgeltungsquo-
te konkret zu berechnen sei.
Die Klausel verstofle deshalb
gegen das in § 307 Abs. 1 Satz
1 und 2 BGB normierte Trans-
parenzgebot. Einem nicht juris-
tisch gebildeten Vertragspartner
erschliele sich schon nicht
ohne Weiteres, dass die MaR-
geblichkeit der "Abwohnzeit im
Fristenzeitraum gemafR Ziffern
2 bis 4" dem Mieter auch bei
der Berechnung der Quote den
Einwand offen halten solle, er
habe die Wohnung nur unter-
durchschnittlich genutzt. Vor
allem aber bleibt zweifelhaft,
wie der Fristenzeitraum geman
Ziffer 2 bis 4 zu bestimmen sei.
Da die Anwendbarkeit der
Quotenabgeltungsklausel vor-
aussetzt, dass die Schonheitsre-
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paraturen noch nicht fallig sind,
kann es nur auf den Zeitraum
ankommen, nach dem eine
Renovierung in Zukunft vor-
aussichtlich erforderlich sein
wird. Es liegt nahe, diesen Zeit-
raum in der Weise zu bestim-
men, dass das Wohnverhalten
des bisherigen Mieters hypothe-
tisch fortgeschrieben und fest-
gestellt wird. Der Wortlaut der
Klausel ermoglicht im Bei-
spielsfall nach der Rechtspre-
chung des BGH auch folgende
Berechnungsvariante (nach
obigen Beispiel), die ihn unan-
gemessen benachteiligt:

Der Fristenzeitraum gemaR
Mietvertrag kann bei der Be-
rechnung der Quote ndmlich

SCHULTZE™Ss

auch in der Weise bestimmt
werden, dass zu der tatsachli-
chen Wohndauer des Mieters (4
Jahre) derjenige Zeitraum ad-
diert wird, der sich ergibt, wenn
man von der Regelfrist flr die
Renovierung (5 Jahre) die der
Abnutzung durch den Mieter
entsprechende  fiktive Miet-
dauer (2 Jahre) abzieht. Im
Beispielsfall betragt die Regel-
frist des Renovierungsintervalls
funf Jahre. Hat der Mieter da-
von nach dem Abnutzungsgrad
der Wohnung zwei Jahre abge-
wohnt, verbleibt eine Restlauf-
zeit von drei Jahren. Damit
ergabe sich ein (neuer, dem
Wohnverhalten des Mieters
angepasster) Renovie-
rungsintervall von sieben Jah-

ren, wenn zur vierjahrigen
Mietzeit lediglich diese drei
Jahre hinzugerechnet werden.
Bei einer sich hieraus ergeben-
den Beteiligungsquote von 4/7
musste der Mieter mehr als die
Hélfte der Renovierungskosten
tragen, obwohl er durch sein
Wohnverhalten tatsachlich nur
2/5 des Renovierungsaufwands
verursacht hat.

Die Redaktion ist der Auffas-
sung, dass die alternative Be-
rechnungsvariante allenfalls
einem Bundesrichter ,,klar und
verstandlich ist“ und einem
yverstandigen Mieter”  sicher
nicht in den Sinn gekommen
ware.

Gesamtkostenangabe bei nichtumlageféhigen Bestandteilen

Der BGH bestatigte im Nicht-
annahmebeschluss vom 11.9.07
seine erst kdrzlich geduRerte
Rechtsauffassung (Urteil vom
14.2.07 — ZIV Seite 13), wo-
nach nichtumlagefahige Kos-

tenanteile in einer Kostenart
immer ausgewiesen werden
mussten. Andernfalls sei die
Betriebskostenabrechnung for-
mell unwirksam. Dies bestatig-
te das Gericht nochmals in Be-

zug auf die Hausmeisterkosten,
die vollstandig anzugeben sei-
en, auch wenn sie nichtumlage-
fahige Kostenteile enthielten

(VI ZR 1/07).

Vertretungszusatz zur Wahrung der Schriftform nicht immer notwendig

Die Rechtsprechung zur Wah-
rung der Schriftform bei befris-
teten Mietvertrdgen hat der
BGH im Urteil vom 19.9.2007

fortgesetzt (X11 ZR 121/05).

Eine GmbH hatte einen befris-
teten Mietvertrag abgeschlos-
sen, der vor Ablauf der Befris-
tung ordentlich gekiindigt wur-
de. Die Prozessparteien stritten
tber die rechtswirksame Kin-
digung und damit Uber die Be-
endigung des Mietverhéltnisses.

Die Mieterin war der Auffas-
sung, dass die fur die Befris-
tung erforderliche Schriftform
nach 8 550 BGB nicht gewahrt
sei, weil sie (eine GmbH) nur

durch ihre zwei Geschéftsfiihrer
wirksam vertreten sei. Diese
hétten jedoch nicht unterzeich-
net, sondern vielmehr ein Drit-
ter mit dem Zusatz ,,i.V.“. Es
sei nicht ersichtlich, ob dieser
Dritter Mieter sein soll oder ob
er einen der beiden Geschafts-
flhrer vertreten habe oder bei-
de.

Der BGH sah dies alles als
vollig unproblematisch an. Es
sei fur die Schriftform unbe-
deutend, ob die Geschaftsfihrer
als gesetzliche Vertreter oder
ein Dritter mit rechtsgeschaftli-
cher Vollmacht den Vertrag
unterzeichne. Die Frage der
Berechtigung hierzu sei keine

Frage der Einhaltung der
Schriftform, sondern des Zu-
standekommens des Vertrages.
Auch der Zusatz ,,i.V.“ sei ent-
behrlich, da der Vertreter durch
seine Unterschriftsleistung am
Ende des Mietvertrages (ber
dem Vermerk ,,Mieter“ kennt-
lich gemacht habe, dass er nicht
selbst, sondern fur die GmbH
respektive deren gesetzlichen
Vertreter handele. Ein klarstel-
lender Zusatz sei nach der
Rechtsprechung des BGH (Ur-
teil vom 6.4.2005 — NJW 2005,
2225) nur erforderlich, wenn
lediglich einer von mehreren
Vermietern oder Mietern oder
einer von mehreren Gesell-
schaftern einer GbR unter-
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Kommentar zu Text
BGB § 550 Form des Mietvertrags
Wird der Mietvertrag für längere Zeit als ein Jahr nicht in schriftlicher Form
geschlossen, so gilt er für unbestimmte Zeit. Die Kündigung ist jedoch frühestens zum
Ablauf eines Jahres nach Überlassung des Wohnraums zulässig.



schreibt und deshalb ohne einen
solchen Zusatz nicht ersichtlich
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ware, ob er diese Unterschrift
nur fir sich selbst oder aber

zugleich in Vertretung anderer
leistet.

Salvatorische Klausel hilft nicht Gber fehlende Schriftform

Mit einer weiteren Entschei-
dung fuhrt der BGH seine
Rechtsprechung zur  Schrift-
form in befristeten Gewerbe-
mietverhaltnissen fort. Im be-
fristeten Mietvertrag war fol-

gende Salvatorische Klausel
enthalten:
,.Nachtragliche ~ Anderungen

und Ergénzungen dieses Ver-
trages gelten nur bei schriftli-
cher Vereinbarung. Sollte eine
Bestimmung dieses Vertrages
ganz oder teilweise rechtsun-
wirksam sein oder werden, so
wird die Gultigkeit der tbrigen
Bestimmungen dadurch nicht
bertihrt. In einem solchen Fall
ist der Vertrag vielmehr seinem
Sinn gemaR zur Durchfuhrung
zu bringen.*

Der Vertrag wurde ordentlich
gekundigt. Es wurde vom Beru-
fungsgericht festgestellt, dass
die Mietsache zur Einhaltung
der Schriftform im Vertrag

nicht hinreichend individuali-
siert sei, so dass nicht genau
ermittelt werden kdnne, welche
Raume im Geb&ude vom Miet-
vertrag erfasst wirden. Diese
Ausfiihrungen hielten auch der
Revisionsinstanz ~ stand.  Es
wurde aber ferner darliber ge-
stritten, ob vorstehende Salva-
torische Klausel den Vertrags-
partner nicht verpflichte, die
gesetzliche Form nachtraglich
nachzuholen. Auch das lehnte
der fir Gewerbemietsachen
zustandige XII. Zivilsenat mit
Urteil vom 25.7.07 (XII_ZR
143/05) letztinstanzlich ab.

Der BGH fihrt aus, dass nur
unter sehr engen Voraussetzun-
gen die Berufung auf einen
Formmangel gegen den Grund-
satz von Treu und Glauben (8
242 BGB) verstolRe, etwa wenn
die Formnichtigkeit die Exis-
tenz der anderen Partei bedro-
he. Auch die Salvatorische
Klausel helfe nicht weiter. Der

erste Teil diene der Erhaltung
des Vertrages. Mit dieser soge-
nannten Erhaltungsklausel soll
die geméd’ § 139 BGB im
Zweifel aus der Teilnichtigkeit
folgende Gesamtnichtigkeit des
Vertrages verhindert werden.
Sie bewirkt eine Umkehrung
der gesetzlichen Vermutung.
Der zweite Teil der Klausel
kniipfe an den ersten Teil an. Er
ist nach Sinn und Zweck dahin
auszulegen, dass die Parteien
verpflichtet sein sollen, den
Vertrag so durchzufiihren, als
wére die unwirksame Bestim-
mung durch eine ihr sinngemal
am entsprechende, glltige er-
setzt worden. Dieser Teil der
Klausel bezwecke somit nur die
SchlieBung der durch die Nich-
tigkeit einzelner Regelungen
entstandenen  Vertragslucke.
Die hier fehlende Schriftform
werde somit von der Klausel
gar nicht erfasst.

Kein Schmerzensgeldanspruch wegen gekiindigter Wohnung

Das AG Leipzig setzte sich im
Urteil vom 26.6.07 (WuM
2007, 517) mit einer Klage
auseinander, bei der der Mieter
Schmerzengeld wegen einer
unberechtigt gekiindigten Woh-
nung forderte. Der Klager liel3
ausfuhren, dass er unter Schiaf-
und Appetitlosigkeit gelitten
habe, weil er sich erhebliche
Sorge um sein Obdach machte.

Er befurchtete nach der Arbeit
eine gerdumte Wohnung vorzu-
finden. Allein deshalb habe er
vier Tage nichts gegessen. Das
Gericht wies die Klage ab. Es
fihrte aus, dass Appetitlosig-
keit und  Schlafstérungen
durchaus im Alltagsleben héu-
fig aus verschiedenen berufli-
chen oder privaten Griinden
auftreten kénne und eine &rztli-

che Behandlung des KIlégers
nicht notwendig gewesen sei.
Eine wesentliche und nachhal-
tige Beeintrachtigung des Kila-
gers sei nicht ersichtlich. Ein
Schmerzensgeldanspruch nach
88 823, 253 Abs. 2 BGB sei
daher weder unter dem Ge-
sichtspunkt der Ausgleichs-
noch der Genugtuungsfunktion
billigenswert.
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Kommentar zu Text
BGB § 139 Teilnichtigkeit
Ist ein Teil eines Rechtsgeschäfts nichtig, so ist das ganze Rechtsgeschäft nichtig,
wenn nicht anzunehmen ist, dass es auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen sein
würde.


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 242 Leistung nach Treu und Glauben
Der Schuldner ist verpflichtet, die Leistung so zu bewirken, wie Treu und Glauben mit
Rücksicht auf die Verkehrssitte es erfordern.
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Kommentar zu Text
BGB § 823 Schadensersatzpflicht
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die
Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich
verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.
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Haftung des Verwalters fir Vereinbarung unwirksamer Schonheitsreparaturklausel

Das KG hat letztinstanzlich
einen Hausverwalter zur Zah-
lung von Schadensersatz ver-
pflichtet, weil er ein Miet-
vertragsformular mit einer un-
wirksamen  Schonheitsrepara-
turklausel verwendet hatte. Im
konkreten Fall waren die Mie-
ter nach 22 Monaten ausge-

WEG-Recht

zogen. Renovierungspflichten
waren nach dem Mietvertrag
noch nicht fallig geworden. Es
gab jedoch auch keine wirk-
same Verpflichtung einer quo-
talen Abgeltung der spéter ent-
stehenden Kosten, weil der
Mietvertrag nur starre Fristen
aufwies. Der Senat verurteilte

daher den Verwalter zu Scha-
densersatz. Dabei wurde der
Schaden auf 20% der spéter
anfallenden und mit gut 2000 €
antizipierten Handwerkerkosten
geschatzt. (Urteil vom
13.10.06, ZMR 2007, 692)

Teilnahmerechte a.d. Versammlung bei werdender Wohnungseigentimergemeinschaft

Mit den Rechtsfragen zur wer-
denden Wohnungseigentliimer-
gemeinschaft hat sich das OLG
Hamm im Beschluss vom
10.5.07 (ZMR 2007, 712) aus-
einandersetzen missen. Die
Materie ist komplex und gibt
immer wieder Anlal zu Rechts-
streitigkeiten. In dem aktuellen
Fall versuchte der Bautrdger ein
Teilnahme- und Stimmrecht auf
der Wohnungseigentiimer-
versammlung zu erstreiten. Die
Wohnungen waren abverkauft.
Einige Kaufer warteten jedoch
schon seit Jahren auf ihre Ein-
tragung im Grundbuch, weil
durch Mangel, Kaufpreiszu-
riickbehaltung und Ver-
weigerung der Zustimmung zur
Eintragung des Eigentums eine
Pattsituation eingetreten war.
Der Bautréger verlangte, kiinf-
tig zu den Versammlungen
geladen zu werden und dort
Sitz und Stimme zu haben.

Erstinstanzlich scheiterte er mit
seinem Begehren, in zweiter
Instanz konnte er den Richter
tiberzeugen, doch beim OLG
Hamm scheiterte der Antrag
schlieflich erneut. Das LG
hatte angenommen, der Bau-
trager sei schon deshalb zu
laden, weil er als Eigentimer
im Grundbuch eingetragen sei
und die Gemeinschaft schon
rechtlich entstanden sei.

Damit rdumten die Senats-
richter in Hamm auf. Mit dem
Verkauf mindestens einer Woh-
nung, Eintragung einer Auflas-
sungsvormerkung und Uberga-
be entstehe die werdende Woh-
nungseigentiimergemeinscharft.
Sobald ein Wohnungseigenti-
mer im Grundbuch als Eigen-
timer eingetragen werde, gébe
es dann eine Wohnungseigen-
timergemeinschaft  bestehend
aus diesem Eigentimer und
dem Bautréger. Erlangten wei-
tere Kdufer den Status des wer-
denden Eigentiimers vor der
ersten Eintragung eines Ké&u-
fers verloren diese ihre Rechts-
stellung nicht durch das Ende
der werdenden Wohnungsei-
gentlimergemeinschaft und
Begriindung der eigentlichen,

der rechtlichen Wohnungsei-
gentimergemeinschaft.  Viel-
mehr wirden diese weiterhin
wie Wohnungseigentimer be-
handelt werden, bis auch sie im
Grundbuch als vollwertige Mit-
glieder eingetragen wirden.
Nur die Kaufer, die nach dem
Entstehen der eigentlichen, der
rechtlichen Wohnungseigenti-
mergemeinschaft gekauft hat-
ten, erlangen diesen Interims-
rechtsstatus nicht. Bei ihnen
kommt es tatsdchlich aus-
schlieflich auf die Eintragung
im Grundbuch als Eigentiimer
an.

Im vorliegenden Fall war der
letzte Kdufer noch nicht einge-
tragen. Er war jedoch werden-
der Wohnungseigentimer und
wurde folgerichtig auch vom
Verwalter zu den  Ver-
sammlungen geladen. Nunmehr
meinte der Bautrdger allein
wegen  seiner  Eigentiimer-
position wenigstens erreichen
zu kénnen, auch zur Versamm-
lung geladen zu werden, auch
wenn sein Kdufer das Stimm-
recht behalte. Das OLG Hamm
sah dies anders. Zu laden war
mithin nur der Kdufer.
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Die verschiedenen Stadien beim Erwerb einer Eigentumswohnung haben wir zum besseren Verstand-

nis graphisch dargestellt:

Die Entwicklungsstadien der ,,werdenden Wohnungseigentiimergemeinschaft*

Bautrager BT =
(noch) Eigentumer
der Wohnungen 1-4

o l2le ]

Verkauf Wohnung 1 an WE 1
Anlage Wohnungsgrundbiicher
Eintragung Auflassungsvormerkung
Ubergabe Wohnung an WE 1

Ab hier gibt es eine ,,Werdende Wohnungseigentiimergemeinschaft®.
Mit allen Rechten und Pflichten der Gemeinschaft sind ausgestattet: BT
(bzgl. Wohnungen 2,3,4) und WE 1

o  Verkauf an WE 2
e Eintragung Auflassungsvormerkung
o  Ubergabe Wohnung an WE2

Ab hier immer noch ,,Werdende Wohnungseigentiimergemeinschaft*.
Rechte und Pflichten, insbes. Beitragspflicht haben BT (3,4) und WE 1
und WE 2

Eintragung ins Grundbuch von WE 1. Die WEG ist entstanden. Mit-
glieder sind: BT und WE 1. Beitragspflichtig sind BT (3,4) und WE 1.
Man kdnnte meinen, WE 2 habe keine Pflichten mehr, weil die wer-
dende WEG beendet ist und WE 2 nicht Mitglied der WEG ist. Das sieht
die Rechtsprechung anders. Die Beitragspflicht von WE 2 bleibt beste-
hen.

e Verkaufan WE 3

e Eintragung Auflassungsvormerkung
e  Ubergabe Wohnung an WE3

Mitglieder der WEG sind: BT (3,4) und WE 1 und WE 2. Sie sind bei-
tragspflichtig. WE 3 ist (noch) nicht Mitglied/beitragspflichtig.

Eintragung ins Grundbuch von WE 2 und WE3. Beitragspflichtig sind
BT (4), WE 1 und WE 2 und WE 3.
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Einsichtnahmerechte des Wohnungseigentiimers im Rahmen der Hausgeldabrechnung

Die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen der Einsichtnahme-
rechte des einzelnen Eigen-
timers im Rahmen der WEG-
Hausgeldabrechnung stellte das
OLG Minchen im Beschluss
vom 9.3.2007 (NzZM 2007,
691) sehr anschaulich dar. Nach
§ 28 Abs. 3 WEG habe die
Gemeinschaft einen Anspruch
auf Abrechnung und Rech-
nungslegung. Sie diene zum
einen der Kontrolle der Ge-
schaftsfiihrung durch den Ver-
walter, zum anderen der Auf-
teilung der Kosten und Ertrage
der  Wohnungseigentliimerge-
meinschaft.

Um die Richtigkeit der Ab-
rechnung wirksam (berprifen
zu konnen, sei es erforderlich,
dass ein Wohnungseigentumer
Einsicht in Buchungsunterlagen
und Belege wie z.B. Rechnun-
gen, Angebote, Stellungnahmen
in juristischen Angelegenheiten
und Gutachten nehmen kénne.
Die entsprechende Verpflich-
tung ergdbe sich aus dem Ge-
setz (§ 28 Abs. 3, 675, 666
i.vV.m. § 259 BGB) und dem
Verwaltervertrag.

Dabei sei zu berlcksichtigen,
dass die jeweiligen Eigen-
timerbeschlisse nicht nur die
Rechnungslegung der Verwal-
tung billigen wirden, sondern
auch im Verhaltnis der Eigen-
timer untereinander bindend
festgelegt wirde, welche Ein-
nahmen zu verbuchen sind und
welche Ausgaben als Lasten
und Kosten nach welchem Ver-
teilungsschliissel auf die ein-
zelnen  Wohnungseigentiimer
umzulegen seien. Erst durch die
Genehmigungsbeschlisse wir-
de eine konkrete Zahlungs-
pflicht der Woh-
nungseigenttimer begrindet
(BGHZ 108, 44).

Nachdem mit der Beschluss-
fassung auch die Genehmigung
der fremden Einzelabrechnun-
gen mit den beschriebenen
Rechtsfolgen eintrete, mdusse
auch fir diese Abrechnungen
eine Kontrollmdglichkeit gege-
ben sein, so dass ein Anspruch
auf Einsichtnahme bestiinde.
Dieser Anspruch werde auch
nicht durch das Bundesdaten-
schutzgesetz (§ 28 BDSG) tan-
giert, da die Wohnungseigen-
tumergemeinschaft keine ano-

nyme Gemeinschaft sei und die
Einsichtnahme der Gemein-
schaft diene (OLG Frankfurt
a.M. OLGZ 1984, 258).

Ein Anspruch auf Herausgabe
der Unterlagen bestiinde grund-
sétzlich  nicht (BayObLGZ
2003, 318). Im Rahmen der
Einsichtnahme habe ein Eigen-
timer Anspruch auf Fertigung
und Aushandigung von Kopien,
da es ihm nicht zugemutet wer-
den konne, handschriftliche
Abschriften zu fertigen (Bay-
ObLG NZM 2000, 873). Dies
gelte sowohl fir Belege, als
auch fur die Abrechnung selbst.
Der Anspruch sei durch das
Schikane- und Missbrauchsver-
bot der 88 226, 242 BGB be-
grenzt. Das Ersuchen auf Ein-
sichtnahme misse sich dem-
nach auf vorhandene und hin-
reichend genau bezeichnete
Unterlagen beziehen, die ohne
nennenswerten Vorbereitungs-
aufwand und ohne Stérungen
des Betriebsablaufs der Verwal-
tung eingesehen und fotoko-
piert werden konnten. Eine
Kostenerstattung von 0,30 € je
Kopie sei dabei angemessen.

Rechnungslegungspflicht des ausgeschiedenen Verwalters

Das OLG Minchen formulierte
im Beschluss vom 20.7.07
(WuM 2007, 539) nochmals
anschaulich  die  Verwalter-
pflichten hinsichtlich der Rech-
nungslegung bei Verwaltungs-
ende.

Die scheidende Verwalterin
hatte  keine  abschlieRende
Rechnung gelegt. Sie wurde
hierzu zweimal von der neuen
Verwalterin vergeblich aufge-
fordert. Die Eigentlimerge-
meinschaft hatte daraufhin die

neue Verwalterin mit der Er-
stellung einer Rechnungslegung
beauftragt, wofir diese rund
400 € berechnete.

Das OLG fihrt aus, dass die
scheidende Verwalterin eine
umfassende, verstandliche und
nachvollziehbare Darlegung
aller Einnahmen und Ausgaben
— unter Beifugung der ent-
sprechenden Belege - sowie
eine Aufstellung der noch be-
stehenden Forderungen, Ver-
bindlichkeiten und der Konto-

stande zu leisten habe. Da sie
diese Pflicht trotz Nachfrist-
setzung nicht erfllt habe, sei
sie nach 88 280 Abs. 1, 3, 281
Abs. 1, 675 Abs. 1, 666, 259
BGB zum Schadensersatz ver-
pflichtet. Die Rechnungslegung
diene der Kontrolle der bisheri-
gen Geschaftsfuhrungstatigkeit
der scheidenden Verwaltung
und solle den neuen Verwalter
in die Lage versetzen, auch
wahrend eines  Wirtschafts-
jahres die Verwaltung nahtlos
fortzusetzen.
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Kommentar zu Text
(3) Der Verwalter hat nach Ablauf des Kalenderjahrs eine Abrechnung aufzustellen.


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 226 Schikaneverbot
Die Ausübung eines Rechts ist unzulässig, wenn sie nur den Zweck haben kann, einem
anderen Schaden zuzufügen.


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 259 Umfang der Rechenschaftspflicht
(1) Wer verpflichtet ist, über eine mit Einnahmen oder Ausgaben verbundene Verwaltung
Rechenschaft abzulegen, hat dem Berechtigten eine die geordnete Zusammenstellung der
Einnahmen oder der Ausgaben enthaltende Rechnung mitzuteilen und, soweit Belege
erteilt zu werden pflegen, Belege vorzulegen.
(2) Besteht Grund zu der Annahme, dass die in der Rechnung enthaltenen Angaben über
die Einnahmen nicht mit der erforderlichen Sorgfalt gemacht worden sind, so hat der
Verpflichtete auf Verlangen zu Protokoll an Eides statt zu versichern, dass er nach
bestem Wissen die Einnahmen so vollständig angegeben habe, als er dazu imstande sei.
(3) In Angelegenheiten von geringer Bedeutung besteht eine Verpflichtung zur Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung nicht.


Schirm5
Kommentar zu Text
BGB § 280 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so kann der
Gläubiger Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn
der Schuldner die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.
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Ungeeignetheit fir das Verwalteramt

Die Ungeeignetheit eines Ver-
walters fur sein Amt war Ge-
genstand einer Entscheidung
des OLG KoIln (Beschluss
8.11.06, ZMR 2007, 715). Ein
Eigentimer hatte zwei Be-
schlisse der Wohnungseigen-
timergemeinschaft  angefoch-
ten. Der eine Beschluss bes-
tatigte die Hausgeldabrechnung
2004 und erteilte dem Ver-
walter Entlastung, der andere
Beschluss betraf die Neube-
stellung des vormaligen Ver-
walters. Der erste Beschluss
wurde vom Gericht fur ungiltig
erklart. Denn der Verwalter
hatte sich in Vertretung fir
zwei Eigentimer an der Ab-
stimmung beteiligt. Nach 8§ 25
Abs. 5 WEG ist der Eigentlimer
von der Abstimmung bei sol-
chen  Beschlussgegenstédnden
ausgeschlossen, bei denen eine
Interessenkollision besteht. Der
Ausschluss besteht nach ein-
helliger Rechtsprechung auch

fir den vertretungsweise ab-
stimmenden Verwalter, wenn
es um seine Entlastung geht
(OLG Zweibriicken, NJW-RR
2002, 735; BayObLG WE
1989, 64). Da der Beschluss
einheitlich Ober die Hausgeld-
abrechnung und die Entlastung
entschied, war auch die Haus-
geldabrechnung nicht festge-
stellt. Nicht vom Stimm-
rechtsausschluss betroffen ist
der Verwalter nach der ein-
schldgigen Rechtsprechung
dagegen, wenn es um seine
Bestellung oder seine Abbe-
rufung (wenn nicht ausnahms-
weise eine fristlose Abberufung
aus wichtigem Grund vorliegt)
geht. Der Kolner Senat erklarte
den Beschluss dennoch fir
rechtswidrig und damit unwirk-
sam. Die Bestellung des Ver-
walters entspréache nicht ord-
nungsgemaner Verwaltung.
Dies sei eine Rechtsfrage Uber
die der Senat auch ohne Riige

entscheiden konne. Die Tat-
sache, dass der Verwalter selbst
in verschiedenen Situationen
gegen die Grundsédtze einer
ordnungsgemalien Verwaltung
verstollen hat, genigte dem
Senat, um seine Ungeeignetheit
festzustellen. Andernfalls wiir-
de auch der Bestellungsbe-
schluss gegen die Grundsatze
ordnungsgemaler Verwaltung
im Sinne von § 21 Abs. 5 WEG
verstoRen. Der Verwalter hatte
1. nicht fir eine rechtzeitige
Neubestellung gesorgt, so dass
die WEG rechtlich eine ver-
walterlose Zeit hatte, 2. hatte er
sich  ruckwirkend bestellen
lassen, was rechtlich nicht mog-
lich ist, 3. hatte er sich an einer
Abstimmung beteiligt, obwohl
er nach § 25 Abs. 2 WEG hier-
von ausgeschlossen war und
schlieflich hatte sich gezeigt,
dass die Ab-
stimmungsergebnisse im Proto-
koll Fehler aufwiesen.

Verwalterbestellung tber 5 Jahre hinaus nicht nichtig

Eine Verwalterbestellung (ber
fiinf Jahre hinaus ist nach An-
sicht des OLG Minchen (Be-
schluss vom 8.3.2007 — NZM
2007, 647) nicht nichtig. Ge-
maRk § 26 Abs. 1 Satz 2 WEG
darf die Bestellung des Ver-

walters nicht tber 5 Jahre hin-
aus (bei Erstbestellung 3 Jahre)
erfolgen. Dennoch sei hier die
Zweifelsregelung des § 139
BGB ausnahmsweise nicht an-
zuwenden. Der Beschluss sei
daher nur anfechtbar und nicht

wegen GesetzesverstoRes nach
§ 134 BGB nichtig. Die Woh-
nungseigentimer hatten den
Verwalter fiir 6 Jahre bestellt.
Das Gericht ging mithin von
einer Bestellung Uber eine
Laufzeit von 5 Jahren aus.

Keine ordnungsgemaRe Verwaltung bei 40% billigerer Verwalterkonkurrenz

Eine schwierige Entscheidung
traf das OLG Miinchen zu
Konkurrenzpreisen. Zur WEG-
Versammlung stand die Wahl
eines Verwalters an. Die bis-
herige Verwaltung stellte sich
erneut zu Wahl. Ferner wollten
sich verschiedene andere Un-
ternehmen als Verwalter be-
werben. Durch Ordnungsbe-
schluss wurde mehrheitlich

bestimmt, dass sich die anderen
Verwalter nicht vorstellen soll-
ten. Die amtierende Ver-
walterin wurde daraufhin durch
Beschluss erneut bestellt. Einer
der Eigentimer focht den Be-
schluss an. Das OLG Miinchen
erachtete in der Entscheidung
vom 7.9.2007 (WuM 2007,
589) die Verhinderung der (b-
rigen Bewerber ihr Unterneh-

men zur Wahl vorzustellen
nicht als rechtserheblich. Be-
achtlich wurde dieser Vorgang
nur deshalb, weil der am-
tierende Verwalter 14,31 netto
je Wohnung und Monat be-
rechnete, andere Bewerber je-
doch bis zu 10,00 € bzw. 10,80
€ boten. Das Beschwer-
degericht verwies die Sache mit
der Mal3gabe zuriick, zu prifen,

60


Schirm5
Kommentar zu Text
(5) Zu einer ordnungsmäßigen, dem Interesse der Gesamtheit der Wohnungseigentümer
entsprechenden Verwaltung gehört insbesondere:
1. die Aufstellung einer Hausordnung;
2. die ordnungsmäßige Instandhaltung und Instandsetzung des gemeinschaftlichen
Eigentums;
3. die Feuerversicherung des gemeinschaftlichen Eigentums zum Neuwert sowie
die angemessene Versicherung der Wohnungseigentümer gegen Haus- und
Grundbesitzerhaftpflicht;
4. die Ansammlung einer angemessenen Instandhaltungsrückstellung;
5. die Aufstellung eines Wirtschaftsplans (§ 28);
6. die Duldung aller Maßnahmen, die zur Herstellung einer
Fernsprechteilnehmereinrichtung, einer Rundfunkempfangsanlage oder eines
Energieversorgungsanschlusses zugunsten eines Wohnungseigentümers erforderlich sind.


Schirm5
Kommentar zu Text
Ein Wohnungseigentümer ist nicht stimmberechtigt, wenn die Beschlußfassung
die Vornahme eines auf die Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums bezüglichen
Rechtsgeschäfts mit ihm oder die Einleitung oder Erledigung eines Rechtsstreits der
anderen Wohnungseigentümer gegen ihn betrifft oder wenn er nach § 18 rechtskräftig
verurteilt ist.



ob es einen sachlichen Grund
fur die hohere Entlohnung gé-
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be. Denn die Entrichtung Uber-

hohter Entgelte widersprache
ordnungsgemaler Verwaltung.

Ruckwirkende Erméachtigung des Verwalters zur Anwaltsbeauftragung

Im Beschluss vom 9.1.2007
(NZM 2007, 647) hat das OLG
Disseldorf entschieden, dass
dahinstehen kann, ob ein Ver-
walter berechtigt war, einen
Anwalt zu mandatieren oder
nicht, wenn dies nachtraglich
durch  Beschluss genehmigt
wird. Der gegnerische Eigen-

Baurecht

timer hatte sich u.a. damit ver-
teidigt, dass die Anwalte der
Gemeinschaft vom Verwalter
nicht wirksam mandatiert wor-
den seien, weil weder der Ver-
waltervertrag noch die erteilte
Generalvollmacht hierzu er-
méchtige. Daraufhin hatte die
WEG auf einer spateren Ver-

sammlung die Beauftragung
genehmigt. Diese Genehmi-
gung, so der Senat weiter, sei
auch in der Beschwerdeinstanz
zumindest dann noch zuldssig,
wenn der Mangel der Voll-
macht in der ersten Instanz

noch verneint

worden  sei.

Erhalt der Mangeleinrede auch nach Abtretung der Gewahrleistung

Mit dem Schicksal der Einrede
des nichterfiillten Vertrages nach
§ 320 BGB nach Abtretung der
Gewaéhrleistungsanspriiche setzte
sich der BGH in seinem Urteil
vom 26.7.07 (VII_ZR 262/05)
auseinander. Ein Generalunter-
nehmer war mit der Errichtung
zweier Stadtvillen zum Preis von
rund 3,25 Mio € beauftragt wor-
den. Die Hauser wurden errichtet

und abgenommen. Im Ab-
nahmeprotokoll fanden sich eine
Reihe von Mangeln, die in der
Folgezeit nicht beseitigt wurden.
Nachdem der Auftraggeber sich
weigerte, noch restlichen Werk-
lohn zu bezahlen, nahm ihn der
Auftragnehmer auf Zahlung von
restlichen Werklohn klageweise
in Anspruch. Dieser verteidigte
sich u.a. damit, dass noch Rest-
méngel an der Terrasse vorhan-
den seien. Der klagende Gene-
ralunternehmer wiederum war
der Auffassung, dass der Auf-
traggeber sich nicht auf die Ein-
rede des nichterfillten Vertrages
berufen konne, da er die Ge-
wahrleistungsanspriiche  bereits

an die Erwerber abgetreten habe.
Die Anspriiche kénnten nur noch
einredeweise geltend gemacht
werden, wenn die Voraussetzun-
gen der ProzeRstandschaft vorlé-
gen. Dies sei jedoch nicht der
Fall. Dieser Rechtsansicht folgte
das Berufungsgericht, nicht je-
doch der BGH. Der Senat flhrte
aus, dass die Voraussetzungen
der ProzeRstandschaft nur vor-
liegen missten, wenn die Méan-
gel im Wege der Klage oder der
Widerklage geltend gemacht
werden sollten, nicht jedoch im
Rahmen der Verteidigung in der
ProzefRstellung als Beklagter.
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Kommentar zu Text
BGB § 320 Einrede des nicht erfüllten Vertrags
(1) Wer aus einem gegenseitigen Vertrag verpflichtet ist, kann die ihm obliegende
Leistung bis zur Bewirkung der Gegenleistung verweigern, es sei denn, dass er
vorzuleisten verpflichtet ist. Hat die Leistung an mehrere zu erfolgen, so kann dem
einzelnen der ihm gebührende Teil bis zur Bewirkung der ganzen Gegenleistung
verweigert werden. Die Vorschrift des § 273 Abs. 3 findet keine Anwendung.
(2) Ist von der einen Seite teilweise geleistet worden, so kann die Gegenleistung
insoweit nicht verweigert werden, als die Verweigerung nach den Umständen,
insbesondere wegen verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rückständigen Teiles, gegen
Treu und Glauben verstoßen würde.
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Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG) abgespeckt verabschiedet

Der Bundestag hat am 11.10.07
das Rechtsdienstleistungsgesetz
in dritter Lesung verabschiedet.
Das Gesetz soll am 1.7.2008 das
bisher gultige Rechtsberatungs-
gesetz ablosen. Die urspringlich
vorgesehene Liberalisierung der
Soziierung von Anwiélten mit
gewerblichen Unternehmen ist
nicht umgesetzt worden. Die
Bundesregierung hat jedoch
verlautbaren lassen, dass sie
diese  Liberalisierung  weiter
verfolgen werde und in einigen
Jahren erneut auf die Agenda
setzen werde. Die Eckpunkte des
neuen RDG im Einzelnen:

1. Das RDG fiuhrt keine
umfassende Rechts-
dienstleistungsbefugnis
unterhalb der Rechts-
anwaltschaft ein

Wer umfassend rechtlich beraten
will, muss Volljurist sein — d. h.
er muss beide juristischen
Staatsexamen bestanden haben.
Darliber hinaus muss er als
Rechtsanwalt zugelassen sein.
Damit wird es auch in Zukunft
keine umfassende Rechtsbera-
tungsbefugnis  fir Fachhoch-
schulabsolventen (hier vor allem
Diplom-Wirtschaftsjuristen)

oder Absolventen des ersten
juristischen Examens geben.

2. Das RDG gqilt nur fur
den aulergerichtlichen
Bereich und reglemen-
tiert nur noch Falle
echter Rechtsanwen-
dung

Das bislang geltende Rechts-
beratungsgesetz unterstellt nach
seinem Wortlaut jede Erledigung
fremder Rechtsangelegenheiten
dem gesetzlichen Erlaubnisvor-
behalt. Das flhrt dazu, dass all
diese Tatigkeiten grundsatzlich
nur durch Rechtsanwélte oder
durch andere Personen mit einer
besonderen Erlaubnis zur
Rechtsberatung (z.B. Steuerbera-
ter oder Inkassounternehmen)
erbracht werden dirfen. Das
Gesetz verwendet daneben auch
die Begriffe Rechtsberatung,
Rechtsbetreuung und Rechts-
besorgung, ohne diese Begriffe
néher einzugrenzen. Das RDG
ersetzt diese konturenlose Beg-
riffsvielfalt durch den einheitli-
chen, in § 2 Abs. 1 RDG defi-
nierten Begriff der Rechtsdienst-
leistung: Rechtsdienstleistung ist
jede Tatigkeit in konkreten frem-
den Angelegenheiten, sobald sie
eine rechtliche Prifung des Ein-
zelfalls erfordert.

In  Ubereinstimmung mit der
Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts sind  nur
noch die Félle echter Rechts-
anwendung allein dem Anwalt
vorbehalten.  Tatigkeiten, die
sich im Auffinden, der Lektlre,
der Wiedergabe und der bloRen
schematischen Anwendung von
Rechtsnormen erschopft, sind
dagegen keine Rechtsdienst-
leistungen. Dies betrifft etwa die
allgemeine  Aufklarung  Uber
rechtliche Hintergriinde

Beispiel: Ein Mieterverein klart
durch ein Rundschreiben alle
Mieter einer Wohnanlage Uber
die nach dem BGB bestehenden
Minderungsrechte  bei  Mo-
dernisierungsmafRnahmen auf.
die Geltendmachung unstreitiger
Anspriche

Beispiel: Eine Kfz-Werkstatt
rechnet mit der gegnerischen

Versicherung nicht nur die Re-
paraturkosten ab, sondern macht
fir den Geschadigten gleich-
zeitig auch die allgemeine Scha-
denpauschale geltend.

Auch die Mitwirkung bei einem
Vertragsschluss oder einer Ver-

tragskundigung  soll  zul&ssig
sein.
Beispiel: Ein  Energieberater

kindigt fir seinen Kunden be-
stehende Energie-
versorgungsvertrage und schlief3t
neue ab.

Andererseits liegt eine Rechts-
dienstleistung nicht erst dann
vor, wenn eine umfassende oder
besonders tiefgehende juristische
Prifung erforderlich wird. Be-
reits die juristische Priifung ein-
facher Sachverhalte erdffnet den
Anwendungsbereich des RDG.
In  diesen Féllen kann die
Rechtsprifung aber durch Nicht-
anwalte erfolgen, wenn es sich
um eine nach 8 5 RDG zuléssige
Nebenleistung handelt.

3. Das RDG erlaubt allen
Berufsgruppen Rechts-
dienstleistungen als
Nebenleistungen

Um den geédnderten Anforde-
rungen des Wirtschaftslebens
gerecht zu werden, erweitert § 5
Abs. 1 RDG die Méglichkeit, im
Zusammenhang mit einer ande-

ren beruflichen Tatigkeit
Rechtsdienstleistungen zu
erbringen.

Rechtsdienstleistungen sind

kunftig immer dann zul&ssig,
wenn sie als Nebenleistung zum
Berufs- oder Tatigkeitsbild ge-
horen.

Beispiele hierfiir kdnnten sein:
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B Sanierungs- oder In-
solvenzberatung
durch  Diplom-Be-
triebswirte, Diplom-
Kaufleute oder Dip-
lom-Wirt-
schaftsjuristen;

B Beratung Uber Fragen
des Baurechts oder

der Sachmaén-
gelhaftung durch Ar-
chitekten;

B Beratung uiber Gestal-
tungsmaglichkeiten
bei der Vermdogens-
oder Unter-
nehmensnachfolge
durch Banken

B Mitwirkung bei der
Vorbereitung  eines
Erbscheinsantrags
durch Erbenermittler.

Voraussetzung ist nicht mehr
wie im geltenden Recht, dass die
andere  Tétigkeit ohne die
Rechtsdienstleistung  Uberhaupt
nicht sachgemal erledigt werden
kann. Vielmehr reicht es aus,

Veranstaltungen

Fachveranstaltung Bau- und Haustechnik

Die diesjahrige  Fachveran-
staltung Bau- und Haustechnik
des Verbandes der Immobilien-
verwalter wartete wieder mit
einer ganzen Reihe von inte-
ressanten Vortragen auf. Es ist
festzustellen, dass rechtliche
Themen, die Verwalter immer
noch starker ansprechen, als die
technischen Fragestellungen.
Andererseits zeigt die Resonanz
der Teilnehmer, dass diese viel-
faltige Anwendungsmdglichkei-
ten des erworbenen Wissens flr
ihren  Verwalteralltag sehen.
Diese Erkenntnis hat sich noch
nicht weit genug herum gespro-
chen, da andernfalls diese Ver-
anstaltungsart aufgrund der nur

SCHULTEE"Ss

dass die Tatigkeit eine zum Be-
rufs- oder Tatigkeitsbild gehori-
ge Nebenleistung darstellt. Die
Rechtsdienstleistung darf also
nach ihrem Gewicht und ihrer
Bedeutung nicht im Mittelpunkt
des Leistungsangebots stehen
und muss zum jeweiligen Be-
rufshild gehoren.

4, Das RDG reglemen-
tiert nur das Forde-
rungsinkasso und nicht
den Forderungskauf

Wie bisher fallt das gesamte
klassische Inkassogeschaft unter
den  Anwendungsbereich  des
RDG. Will also jemand eine
Forderung nur zur Einziehung
erwerben, ohne das wirtschaftli-
che Risiko zu tibernehmen (For-
derungsinkasso), muss er sich
bei der Landesjustizverwaltung
registrieren lassen. Der Voll-
erwerb einer Forderung (For-
derungskauf) soll demgegeniber
auch  ohne eine  Inkasso-
registrierung zuléssig sein. Dies
trégt dem Umstand Rechnung,
dass Forderungen gerade im

wenigen Anbieter noch viel bes-
ser besucht sein mussten, als die
Veranstaltungen mit rechtlichen
Themen.

Nur exemplarisch seien folgende
Themen herausgegriffen:

Schimmel in der Mietwohnung

Herr Fischbach von MBS Mun-
ters/Augsburg erlauterte an Hand
zahlreicher Praxisfalle die Ent-
stehung von Schimmel. Dabei
rdumte er mit einem in der Pra-
Xis weitverbreiteten Irrtum auf,
wonach der Schimmel an sich
gesundheitsschédlich sei. Denn
schadlich sind die Sporen, die
vom Schimmel ausgehen. Es

heutigen Wirtschaftsleben
schnell und leicht Ubertragbar
sein und grundsétzlich auch als
Refinanzierungsinstrument  zur
Verfligung stehen missen.
Einem besonderen Schutzbe-
durfnis des Schuldners wird
dabei durch die gesetzliche Re-
gelung  von  Zustimmungs-
erfordernissen  Rechnung ge-
tragen, wie sie das neue Recht
nunmehr auch zur Abtretbarkeit
anwaltlicher  Honorarforderun-
gen vorsieht. Rechtsanwaltinnen
und Rechtsanwélte sollen danach
ihre  Honorarforderungen  zu
Einziehungszwecken  abtreten
oder an Dritte verauBern konnen,
wenn der Mandant der Abtre-
tung nach vorheriger Aufklarung
ausdrucklich  schriftlich zuge-
stimmt hat. Damit konnen kinf-
tig nach dem Vorbild der &rztli-
chen und zahnéarztlichen Ver-
rechnungsstellen auch anwaltli-
che Verrechnungsstellen tatig
werden. (Auszug Presse-
mitteilung des Deutschen Bun-
destages)

W

gibt stets und standig in jeder
Wohnung Schimmelbefall und
auch Schimmelsporen in der
Luft. Relevant werde der
Schimmelpilz erst dann, wenn
die Sporenkonzentration in der
Luft Uber bestimmte Werte stei-
ge. Leider gébe es noch keine
verbindlichen Grenzwerte flr
eine  Schimmelsporenbelastung.
Insbesondere auch aufgrund der
verschiedenen  Sorten  von
Schimmelpilzen mdissten hier
Differenzierungen vorge-
nommen werden. Als grober
Richtwert flir eine gesundheits-
schadliche Belastung wirden
200 kbE/gm gehandelt. Die Ein-
heit stehe dabei flr koloniebil-
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dende Einheiten je Kubikmeter
Raumluft. Es bringe somit
nichts, mittels eines Abklatsches
an der Wand die Anzahl der
spezielles Sieb sauge und dieses
Sieb dann auf einer N&hrlésung
in einen Brutschrank gelegt
wird. Nach einigen Tagen haben
sich dann aus den aufgesogenen
Sporen sichtbare Kolonien ge-
bildet, die man zéhlen kdnne.

Auf die Frage, ab welcher GroRe
einer befallenen Flache mit einer
Sporenkonzentration  oberhalb
der genannten Grenzwerte zu
rechnen sei, filhrte Herr Fisch-
bach aus, dass bereits bei einer
Flache von einem halben Quad-
ratmeter hiervon auszugehen sei.

Aus diesen Erkenntnissen zur
biologischen  Aktivitat  der
Schimmelsporen leitet sich auch
die Art der Vorgehensweise ab,
wonach die Schimmelkolonien —
etwa auf der Tapete — gleich
nach der Entdeckung bis zur
Beseitigung mit einer Folie ab-
geklebt werden sollten, damit
sich keine Sporen von den Kolo-
nien mehr in die Raumluft ablo-
sen koénnen. Zur Beseitigung
eigne sich nach den derzeitigen
Erkenntnissen  immer  noch
hochprozentiger  Alkohol am
besten.

Zur  Ursachenforschung  hin-
sichtlich des Nutzerverhaltens
stellte Herr Fischbach ein Gerat
vor, dass in der Wohnung an

Reise nach Berlin zu den Viessmann-Werken

Der VdIV hatte zusammen mit
den Viessmann-Werken in Ber-
lin ein Seminar mit dem The-
menbereich Betriebskosten-
optimierung und Energiepass
eingeladen. Besonders interes-
sant waren dabei die Aus-
fihrungen des &uRerst kurz-
weilig referierenden Herrn Ku-
nert von Firma Viessmann zu
erstgenannten Themenkomplex.
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koloniebildenden Einheiten zu
ermitteln, weil nur die Konzent-
ration der Sporen in der Luft die
relevante GroRe darstelle. Die
eine  Wand im betreffenden
Raum aufgestellt werde, welches
die physikalischen Parameter der
Raumluft laufend erfasse und
speichere. Hieraus kénnten dann
spater Diagramme erstellt wer-
den, die das Luftungs- und Nut-
zerverhalten abbilden. Hieraus
koénnten wiederum Ruickschliisse
auf die Verursachung gezogen
werden.

Ein Thema, das fur die Verwal-
terpraxis sicher noch viel tiefer
ausgelotet werden kénnte. Den-
noch lassen sich auch von die-
sem Fachvortrag viele Kon-
sequenzen ableiten. Zum einen
kann man mit dem von Mieter-
anwalten und Mieterverein ge-
pflegten  Allgemeinplatz, das
Auftreten von Schimmel sei per
se gesundheitsschédlich aufrau-
men. Ferner kann man den da-
hingehenden Bedenken bis zur
Klarung der Ursachen mit einer
aufgeklebten Folie gut begegnen
und last but not least: die vorge-
legten ,,Gutachten von Stiftung
Warentest oder dem Gesund-
heitsamt, die feststellen, dass auf
einer Flache von 50 x 40 cm
Schimmel erkennbar sei und es
sich um aspergillus spec. han-
dele, sind schlicht wertlos. Den
Vortrag mit Bildern kdnnen Sie
unter

Dabei stellte er die Vor- und
Nachteile Kklassischer Warmeer-
zeugungskonzepte (Ol/Gas) zu
Brennwertthermen und Warme-
pumpen sowie Solaranlagen dar.
Ferner gab er auch einen Aus-
blick auf die technische Ent-
wicklung der Beheizung von
Immobilien in den nachsten drei,
vier Jahren. Wenn diese Aussa-
gen sich als zutreffend erweisen

Messung erfolgt daher richti-
gerweise mittels eines Gerétes,
dass ein Kubikmeter Raumluft
durch ein
www.Verwalterstammtisch.de
herunterladen.

Korrosion von Stahl im Beton

Die offentlich bestellte und ver-
eidigte Gutachterin, Frau Gieler-
Brelmer hatte erfreulicherweise
erneut nicht den langen Weg aus
SiiRen/Baden-Wirttemberg  ge-
scheut, um interessante Erlaute-
rungen zur Instandhaltung und
Instandsetzung von Beton zu
geben. Anschauliche Fotos rei-
cherten den Vortrag zur Carbo-
natisierung von Beton an. Bei
der Carbonatisierung handelt es
sich um einen naturlichen Alte-
rungsvorgang von Beton, der
durch  &uRere  Witterungsein-
flisse wie Feuchtigkeit und Tau-
salz beschleunigt wird. Proble-
matisch dabei ist, dass durch
diesen  Alterungsprozess die
Witterungseinfliisse auch bis zur
Armierung durchdringen kon-
nen, was vor allem bei Spannbe-
ton zu erheblichen Gefahren fir
die Standsicherheit des Geb&u-
des fuhren kann. Mittlerweile ist
es moglich mit speziellen, bild-
gebenden Gerdten potentielle
Schadensorte von Betonkon-
struktionen abzufahren. Dabei
kann man durch den Beton hin-
durch prifen, wie es um die
Armierung im Beton bestellt ist.

W

sollten, wird in nicht allzu ferner
Zukunft ein erheblicher Organi-
sationsaufwand fiir die Verwal-
ter von WEG’s zukommen, um
die Anlagen in den H&usern
dann an den Stand der Technik
anzupassen. Hier wird auch der
steigende Kostendruck ein dbri-
ges tun, die Neuerungen zu for-
dern.
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Fur Kaufleute und Juristen war
die Werksbesichtigung zwar sehr
interessant, aber wohl eher fir
Techniker gedacht. Warum die
langgezogene Falz an der
Domstrebe dafir sorgt, dass die
Anlage so heruntergefahren
werden kann, dass der Taupunkt
nie erreicht wird, war denn auch
nicht die einzige Unklarheit die
blieb. Aber es gab auch verein-
zelte Ingenieure in unserer 34
Gaste starken Reisegruppe, die

Der diesjahrige Verwaltertag in
Potsdam war von keinem guten
Wetter Uberschattet. Man hatte
wahlweise mit dem Auto oder
mit dem Motorboot fahren kon-
nen. Unaufhaltsam kamen die
Wassermassen von oben. Wah-
rend des rechtlich nicht so inte-
ressanten  Werbeblocks  ver-
suchten wir die wenigen Son-
nenstrahlen auszunutzen, um die
100 Meter zum akademischen
Ruderclub am Templiner See
zurick zu legen. Noch nicht
ganz angekommen mussten wir
jedoch zuriicklaufen, was die
Puste hergab, um nicht vollig zu
durchnéassen.  Neben  diesen
feuchten Erlebnissen gab es aber
kompensatorisch auch viel Tro-
ckenes, das recht interessant

i

hier wohl mehr mitnehmen
konnten. Die Unterbringung war
perfekt. Firma Viessmann ver-
fligt Uber ein Gastehaus, dass
von einem guten Hotel nicht zu
unterscheiden ist. Zeit blieb
wahrend des Besuchs auch noch
flr eine organisierte Stadtrund-
fahrt und am Abend einer Einla-
dung zum Varieté. Wer wollte,
konnte auch noch von Freitag
auf Samstag bleiben, so dass am
Freitagnachmittag noch Zeit fiir

6. Potsdamer Verwaltertag

war. Prof. Haublein referierte
tiber die neuen Mdglichkeiten
der baulichen Anderungen im
WEG. Nach § 22 Abs. 2 WEG
darf die Eigenart der Wohnan-
lage von der baulichen An-
derung nicht tangiert werden. Es
wurde diskutiert, was man hier-
unter verstehen misse. Recht
einfach kann die Abgrenzung
sein, wenn durch eine Luxus-
sanierung aus einer einfachen
Wohnimmobilie  eine  1-A-
Immobilie geschaffen werden
soll. Auch hierunter fassen kann
man die Vollverglasung einzel-
ner Balkone im Rahmen eines
Balkonanbaus. Das ist ein Unter-
fall der Verletzung des optischen
Gesamteindrucks, der nicht
nachhaltig verdndert werden

einen Bummel durch die Stadt
und einem Besuch des Friedrich-
stadtpalastes blieb. Die Woche
schloss so mit einem perfekten
Berlinbesuch, interessanten Vor-
trdgen und einem rundherum
Wohlflhlprogramm. Es bleibt
Firma Viessmann und ihrem
engagierten Herrn  Kunert zu
danken und sich auf die Wieder-
holung zu freuen, zu der miind-
lich die Einladung schon ausge-
sprochen wurden.

darf, um die Eigenart zu erhal-
ten. Des weiteren kann bei rela-
tiv geringfligigen Symmetriedn-
derungen die Eigenart der
Wohnanlageverletzt werden. Der
Balkonanbau selbst zahlt seiner
Auffassung nach nicht hierzu.

Erortert wurde die weitere Frage,
ob auch Ordnungsbeschliisse in
der Beschlusssammlung aufzu-
nehmen sind. Obgleich dies ver-
schiedentlich bejaht wird, ver-
neint dies Prof. Haublein.

Interessant waren auch die Uber-
legungen zum Beschlussquorum.
Wenn der Verwalter respektive
die bauwilligen Eigentlimer die
nach § 22 Abs. 2 WEG erforder-
liche Mehrheit nicht motivieren
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In diesem Jahr gab es schneebe-
deckte Gipfel statt Sonnenterrasse

kénnen, stellt sich die Frage, ob
nach § 22 Abs. 1 WEG das Vor-
haben noch erfolgreich realisiert
werden kann. Nach dieser Vor-
schrift missen nur die Eigen-

In diesem Jahr wollte das Wetter
auch im Allgdu uns nicht so
recht treu sein. Dennoch waren
die diesjahrigen Fischenfahrer
schon froh, dass es nicht regnete.
Es fiel denn in diesem Jahr auch
leicht, allen Vortrdgen zu lau-
schen, anstatt dem Lockruf der
Berge zu folgen.

Endlich hatte die namhafte Rei-
he der Referenten die WEG-
Novelle zur Erdrterung vorliegen
und nutzte die Gelegenheit auch
intensiv. Zu Kkritisieren ist je-
doch, dass die Zeitvorgaben fir
die Vortrage zu knapp bemessen
waren. Kaum ein Redner, der
nicht den Hinweis vergall, dass
man dieses oder jenes Problem
in der Kirze der Zeit nicht hin-
reichend erdrtern kdnnte.

Drasdo setzte sich offenbar mit
30 Minuten fur das Minithema
»Beschlusssammlung® besser bei

Der
lienverwaltung ist auf dem Tagungs-
stand in guter Gesellschaft
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timer zustimmen, die Uber das
MaR geordneten Zusammen-
lebens hinaus betroffen sind. Bei
baulichen Verénderungen im
Aulenbereich sind das alle Ei-

33. Fachgespréach in Fischen

Biirgerliches
Gesetzbuch

Patands 2007
3 -0.-._.,.q_"_.“'.:._--“‘“l
h_h-‘_""‘—'—--_,

,.Schultze/Hufenbach®  Immobi-

den Organisatoren durch. Aus-
giebig besprochen wurde u.a. die
Frage, wie die Formulierung
auszulegen sei, der Verwalter
musse die Eintragungen in die
Beschlusssammlung Lunver-
zlglich* vornehmen. Der
Rechtsbegriff ist in § 121 BGB
mit ,,ohne schuldhaftes Zdgern“
legaldefiniert. 2 Wochen durften
daher in der Regel nicht mehr
unverzuglich sein, zumal der
Gesetzgeber fur diese langeren
Zeitrdume die Begriffe ,,dem-
néchst” oder ,alsbald“ verwen-
det. Man wird hier wohl nur
einen Zeitraum von zwei bis
maximal drei Tagen zuerkennen
kénnen. Seine Auffassung, wo-
nach bei elektronischer Fihrung
der Beschlusssammlung eine
technische Fé&lschungssicherung
im Programm eingebaut haben
musse, findet im Gesetz wohl
keinen Anhalt.

gentumer; andernfalls kann die
Zahl auch beschrankt und dann
auch kleiner als im Anwen-

dungsfall des § 22 Abs. 2 WEG
sein.

Wieder rund 700 Verwalter lau-
schen den rechtlichen Beurteilun-
gen der Referenten

Derleder wiederum hatte mit
dem Thema ,»Immo-
biliarzwangsvollstreckung” nur
20 Minuten Zeit bekommen, was
fur dieses interessante Thema
viel zu kurz bemessen ist. So
wurde ihm denn auch nachgese-
hen, dass er seinen Vortrag um
15 Minuten (Uberzog. Derleder
stellte insbesondere die Ver-
handlungsmdglichkeiten der
Gemeinschaft mit der grund-
pfandrechtlich gesicherten Bank
in den Vordergrund, mit der
Verhandlungen geflhrt werden
kénnten, die eine Versteigerung
entbehrlich machen kénnen. Die
Gemeinschaft verfolge als erst-
rangig zu befriedigende Gléaubi-
gerin naturgemaR nur das Inte-
resse der eigenen Befriedigung.
Wie viel dariiber hinaus noch fir
die Bank bleibe, sei dagegen
recht uninteressant. Bei der Ver-
steigerung komme es vielfach
auf taktisches VVorgehen an, will

66


Schirm5
Kommentar zu Text
Die Anfechtung muss in den Fällen der §§ 119, 120 ohne schuldhaftes Zögern
(unverzüglich) erfolgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrund
Kenntnis erlangt hat.



man mdglichst gute Preise er-
zielen. Da die Bank hier nicht
mehr frei agieren kann, sei es
naheliegend, die l&stige WEG
jeweils abzufinden.
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Es gab noch zahlreiche interes-
sante Vortrdge von Bub, Muller
und Haublein, um nur einige zu
nennen. Sie hier im einzelnen
darzustellen, wirde indessen den
Rahmen sprengen.

Die néchsten Fachgespréche in
Fischen vom 22.-24.10.2008
bieten eine neue Chance fir
Interessierte.

Verwalterstammtisch Dresden mit Besichtigung des Griinen Gewdlbes @

Ort: Alberthafen, Raum ,,Maschine*, Magdeburger Str. 58, 01067 Dresden Friedrichstadt

Zeit: 22.11.07

12 Uhr:

12.30-13.30 Uhr:
13.30-14.30 Uhr:
14.30- 15.30 Uhr:
15.30-15.45 Uhr:
15.45- 16.45 Uhr:
16.45-17.00 Uhr:
17.00- 17.30 Uhr:

Rickfahrt, kleiner ImbiRR
Pause

Pause

Abfahrt mit dem Bus zum Griinden Gewdélbe
Besichtigung des Griinen Gewdlbes

Wettbewerbsrecht in der Immobilienwirtschaft (Rechtsanwalt Dr. Wieland Zesch, Leipzig)
Zeitmanagement (Dr. Hartmut Lange, meta Institut fir kommunikatives Training)

Jahresruckblick 2007 Uber die Rechtsprechung zum Miet- und WEG-Recht (Rechtsanwalt

Heinz G. Schultze, Fachanwalt f. Miet- u. WEG-Recht, Leipzig)

Anmeldung tber: VdiV-Servicegesellschaft, Tel.: 034295/70420, Fax.: /70424

Teilnahmegebihr: 75,00 € zzgl. 19 % Mwst: 89,25 €

Verwalterstammtisch Leipzig "=

Zeit: 15.11.07 ab 18 Uhr
Ort: Paulaner Klostergasse, Leipzig
Raum: Schloss Seehof

Der Paulaner in der Stadt hat wieder gedffnet, so dass wir
wieder am bisherigen Ort unseren Stammtisch durchfiihren
kénnen. Die Raumlichkeiten sind renoviert und haben —wie
man sehen kann — neue Namen bekommen.

Thema:

Baumangel=Mietméangel?

- Der Mangelbegriff im Mietrecht und die rechtlichen Konsequenzen -

Méngel — Mietminderungen — Rechte und Pflichten des Vermieters

Verwalterstammtisch Leipzig "=
- Weihnachtsfeier -

Zeit: 13.12.07 ab 19:30 Uhr
Ort: Paulaner Klostergasse, Leipzig
Raum: Salon Nockherberg

Auch in diesem Jahr wollen wir wieder bei Gans
und Rotwein das Jahr genussvoll ausklingen
lassen.

Die Menukarte zur Auswahl ibersenden wir zusammen
mit der schriftlichen Einladung.

Bitte beachten Sie, dass die Anmeldung verbindlich ist,
da wir vorab verbindlich mitteilen mussen, wie viel
Menus geordert werden.

Wir winschen jetzt schon unseren Lesern ein frohes Weihnachtsfest und einen guten Rutsch in das
Jahr 2008. Die ZIV meldet sich am 2.1.08 mit der jlingsten Rechtsprechung aus dem Jahr 2007 und

dem neuen Basiszinssatz.
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Verwalterstammtisch Iin Leipzig

Damit Sie nicht immer nachsehen missen, was es unter unserer Homepage
www.Verwalterstammtisch.de neues gibt, erhalten Sie an dieser Stelle fortan eine Aktualisierungs-
mitteilung. An der roten Hervorhebung kdnnen Sie sehen, dass die Datei neu eingestellt oder aktu-
alisiert wurde. Der Aufbau ist derselbe wie im geschlossenen Bereich der Seite.

0. Wichtige Informationen fir unsere Besucher
28.08.2006 Benutzerinformationen

1. Mietrecht
28.02.2007 Entscheidungssammlung-Mietrecht

la. Betriebskosten
28.02.2007 Entscheidungssammlung-Betriebskosten

1b. Gerichtsentscheidungen AG/LG Leipzig zum Betriebskostenrecht
19.08.2006 AG-Leipzig-163-C-8500-04

19.08.2006 AG-Leipzig-163-C-4723-05

19.08.2006 AG-Leipzig-164-C-3906-03

19.08.2006 AG-Leipzig-164-C-8973-04

19.08.2006 AG-Leipzig-164-C-13214-03

19.08.2006 AG-Leipzig-168-C-12477-03

19.08.2006 AG-Leipzig-168-C-287-04

19.08.2006 AG-Leipzig-163-C-5799-03

19.08.2006 AG-Leipzig-18-C-2588-03

19.08.2006 LG-Leipzig-12-S-1841-04

19.08.2006 AG-Leipzig-11-C-5046-03

19.08.2006 AG-Leipzig-16-C-622-02

19.08.2006 AG-Leipzig-165-C-1655-04

19.08.2006 AG-Leipzig-167-C-4365-04

21.08.2006 LG-Leipzig-12-S-79-06

24.08.2006 AG-Leipzig-166-C-7820-04

23.08.2006 LG-Leipzig-12-S-2867-04 (NZM 2005,14)
23.08.2006 LG-Leipzig-12-S-6001-01 (NZM 2002, 486)
15.11.2006 LG-Leipzig-12-S-301-06

12.09.2006 AG-Leipzig-99-C-8415-01 (WuM 2002, 376)
12.09.2006 AG-Leipzig-45-C-9357-98 (WuM 1999, 467)
12.09.2006 AG-Leipzig-163-C-210-05

20.11.2006 AG-Leipzig-111-C-6641-03

20.11.2006 AG-Leipzig-160-C-12729-

01.05.2007 AG-Leipzig-166_C-2955-06

01.05.2007 AG Leipzig-111-C-6641-03

01.05.2007 AG Leipzig-163-C-4296-06

1c. Rechtsprechungsubersicht zur Schonheitsreparaturklausel
28.02.2007 Schoenheitsreparaturrechtsprechung

1d. Modernisierungsmieterhéhung
11.09.2006 Entscheidungssammlung-Modernisierungsmieterhoehung

le. Mietspiegelmieterhéhung
01.05.2007 AG Borna-3-C-60-04- Mietspiegel-LE-fiir Markkleeberg
01.05.2007 LG Leipzig-1-S-3643-04-Berufung

2. WEG-Recht
28.02.2007 Entscheidungssammlung-WEG

3. Baurecht
28.02.2007 Entscheidungssammlung-Baurecht
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4. Gebaudetechnik

25.05.2007 Aufzug

25.05.2007 Brandschutz

25.05.2007  Elektro

25.05.2007 Wasser

01.07.2007  EnEV - Verordnung
01.07.2007  EnEV-Anderung

26.09.2007  Schimmelschéden —-MBS-Skirpt

5. Aktuelles

31.10.2006 Verwalterinfo-5-2006
27.08.2006 Verwalterinfo-1-2006
27.08.2006 Verwalterinfo-2-2006
27.08.2006 Verwalterinfo-3-2006
07.09.2006 Verwalterinfo-4-2006
22.01.2007 Verwalterinfo-6-2006
22.01.2007 Jahresregister-2006
19.03.2007 Verwalterinformation-1-2007
19.03.2007 Verwalterinformation-2-2007
25.07.200 Verwalterinformation-3-2007

6. Skripte zu Stammtischen
20.10.2006 Die Verwalterpraesentation
28.01.2007 Vortrag: Die WEG-Novelle
28.01.2007 WEG-Neu

28.01.2007 Synopose-WEG-Alt-Neu
28.01.2007 Beschlusssammlung

06.04.2007 Vortrag zum BMF-Rundschreiben-3.11.06
25.07.2007 Eckwerte der EnEV 2007
25.07.2007 Bauliche-Anderungen-WEG
25.07.2007 Umsetzungsfristen-EnEV-Tabelle
25.07.2007 KfW-Prasentation

7. Materialien zur Teilrechtsfahigkeit und WEG-Novelle
17.10.2006 VortragRASchultzeVerwaltertag 28.4.06

20.11.2006 WE-Gesetzenwurf-Stand.9.3.06

17.10.2006 Gegenaeusserung-Brat

17.12.2006 Beschlussvorlage-WEG-14.12.06

20.12.2006 Plenar-Protokoll-WEG-14.12.06

8. Materialien zu haushaltsnahen Dienstleistungen
28.02.2007 BMF-Rundschreiben zu 35a-EStG

06.04.2007 A-z der Kosten

06.04.2007 Betriebskostenabrechnung

06.04.2007 Bk-Kosten-35a-EStG

06.04.2007 Heizkostenabrechnung

06.04.2007 WEG-Abrechnung

9. Materialien zum Rechtsberatungsgesetz
26.04.2007 Vortrag Rechtsberatungsgesetz

26.04.2007 Plenarprotokoll

26.04.2007 Rechtsberatungsgesetzesentwurf

Aufsichtsfiihrende Behdrde

Rechtsanwaltskammer Sachsen, Glacisstr. 6, 01099 Dresden, Telefon: 0351/ 318590, Telefax: 0351/ 33 60 899
E-Mail: info@rak-sachsen.de. ZURUCK

Berufsrechtliche Regelungen

Die Berufsbezeichnung ,,Rechtsanwalt* bzw. ,,Rechtsanwaltin“ wurde den hier benannten Volljuristen aufgrund bundesdeut-
schen Rechts nach dem bestehen der 2. juristischen Staatspriifung (Befahigung zum Richteramt) durch ein besonderes Zu-
lassungsverfahren ehemals durch das jeweils zustandige Justizministerium resp. aufgrund der seit dem 8.9.1998 geédnderten
Rechtslage durch die ortliche Rechtsanwaltskammer zuerkannt.

Rechtsanwalte bzw. Rechtsanwaéltinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung
(BRAO), der Bundesrechtsanwaltsgebiihrenordnung (BRAGO) bzw. fir seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-
waltsvergiitungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001 und
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FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwalte der Européischen Gemeinschaft. Sdmtliche berufsrechtliche Regelungen
konnen Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURUCK

Hinweis zu Verlinkungen

Der verantwortlicher Seitenanbieter ist fir Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den
Inhalt zu eigen macht. Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm mdglich und zumutbar ist,
die Nutzung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Fir Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefere
Linkebenen) haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURUCK

Urheberrechtsschutz

Die in der ZIV verdffentlichten Beitrage sind urheberrechtlich geschiitzt. Das gilt auch fir die verdffentlichten
Leitsatze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsdtze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegeniiber Datenban-
ken und dhnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art
und Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfaltigt oder datenbankmaBig zuganglich gemacht werden.
ZURUCK
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